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Antrag 7 

 

der FrakƟon Freiheitlicher Arbeitnehmer in der Kammer für Arbeiter und Angestellte für 
Niederösterreich an der 5. AKNÖ Kammer Vollversammlung der XVII. FunkƟonsperiode 

 

Klare und treīsichere Entlastung bei GrundnahrungsmiƩeln staƩ 
willkürlicher ListenpoliƟk 

Mehrwertsteuersenkung darf nicht zur sozialen SchieŇage führen 

 

Im Zuge der aktuellen Diskussion über eine Mehrwertsteuersenkung auf GrundnahrungsmiƩel wurde 
von poliƟscher Seite eine Liste jener Produkte angekündigt, die von einer solchen Maßnahme 
proĮƟeren sollen. Diese Liste ist jedoch in ihrer konkreten Ausgestaltung unklar und wurde im Laufe 
der DebaƩe mehrfach ausgeweitet und verändert. 

Von ursprünglich wenigen klar deĮnierten Produkten ist miƩlerweile von einer Vielzahl an 
Produktgruppen die Rede, ohne dass eine eindeuƟge, nachvollziehbare und abschließende 
Abgrenzung vorliegt. Diese UnbesƟmmtheit führt zu erheblicher Rechtsunsicherheit, erschwert die 
prakƟsche Umsetzung und öīnet Spielräume für willkürliche oder uneinheitliche Auslegung. 

GleichzeiƟg zeigen öīentlich diskuƟerte Beispiele, dass die Auswahl der begünsƟgten Produkte nicht 
konsequent an den tatsächlichen Bedürfnissen der breiten Bevölkerung ausgerichtet ist. Eine 
zielgerichtete Entlastung muss sich an jenen Gütern orienƟeren, die für den täglichen Bedarf von 
Arbeitnehmern und Familien wesentlich sind. 

Eine Mehrwertsteuersenkung, die auf einer unklaren oder unsystemaƟschen Produktliste basiert, 
läuŌ Gefahr, ihre soziale Zielsetzung zu verfehlen. Sie kann dazu führen, dass einzelne 
Konsumgewohnheiten begünsƟgt werden, während zentrale GrundnahrungsmiƩel unberücksichƟgt 
bleiben. 

Ziel muss daher eine klare, transparente und nachvollziehbare Regelung sein, die sich an objekƟven 
Kriterien orienƟert und eine spürbare Entlastung für die breite Bevölkerung sicherstellt. 
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Die 5. Vollversammlung der XVII. FunkƟonsperiode der AK Niederösterreich fordert die 
Bundesregierung auf: 

1. eine klare, abschließende und rechtssichere DeĮniƟon jener GrundnahrungsmiƩel, 
die von einer Mehrwertsteuersenkung erfasst werden festzulegen, 

2. die Auswahl der begünsƟgten Produkte nachvollziehbar und an den tatsächlichen 
Bedürfnissen der breiten Bevölkerung auszurichten. 

Willkürliche oder unsystemaƟsche Ausweitungen von Produktlisten sind zu vermeiden, um 
Rechtsklarheit und Gleichbehandlung sicherzustellen. Ziel aller Maßnahmen muss eine 
spürbare und faire Entlastung für Arbeitnehmer, Familien und Haushalte sein. 

 


